
dem Umweg über den für den Betrieb erwirkten wirt­
schaftlichen Vorteil erlangt. Hieraus folgt, daß bei 
Falschmeldung und Vorteilserschleichung nach § 171 
Ziff. 3 StGB Konkurrenzverhältnisse mit Vertrauens­
mißbrauch (§ 165 StGB) und mit Betrug zum Nachteil 
sozialistischen Eigentums (§159 StGB) vorliegen kön­
nen.
Solche Konkurrenzverhältnisse können aber nicht nur 
bei einer manipulierten Zuführung zum Betriebsprä­
mienfonds auftreten, sondern auch in den Fällen, in 
denen durch die Falschmeldung über den Umweg 
des betrieblichen Vorteils Vermögerisvorteile für sich 
oder andere erlangt werden sollen. Dafür folgendes 
Beispiel:
Der Vorsitzende, der Hauptbuchhalter und der Finanz­
buchhalter einer LPG hatten sich zu verantworten, 
weil sie den Jahresabschlußbericht der LPG verfälsch­
ten und dadurch zum Nachteil der Volkswirtschaft und 
zum erheblichen ungerechtfertigten wirtschaftlichen 
Vorteil der Genossenschaft von den staatlichen Or­
ganen Preiszuschläge und Normativzuschläge erhielten. 
Auf Grund der die erheblichen Mängel in der Planer­
füllung der LPG verschleiernden Manipulationen und 
der dadurch für den Betrieb ungerechtfertigt erlangten 
staatlichen Zuschüsse konnte das geplante finanzielle 
Betriebsergebnis und damit auch der geplante Wert der 
Arbeitseinheiten sowie der Jahresendauszahlung an die 
Genossenschaftsmitglieder, darunter auch für die Ange­
klagten, ausgewiesen werden.
Das Oberste Gericht bestätigte die Verurteilung der 
Angeklagten wegen mehrfacher Falschmeldung und 
Vorteilserschleichung in Tateinheit mit mehrfachem 
Betrug zum Nachteil sozialistischen Eigeritums bzw. 
Beihilfe zu diesen Delikten./5/
Zur richtigen Charakterisierung dieser Straftaten ist 
es erforderlich, die Besonderheiten der Falschmeldung 
und Vorteilserschleichung nach § 171 Ziff. 3 StGB, des 
Vertrauensmißbrauchs (§ 165 StGB) und des Betrugs 
zum Nachteil sozialistischen Eigentums (§ 159 StGB) 
zu beachten. Die in diesen Tatbeständen verwendeten 
Begriffe „ungerechtfertigte wirtschaftliche Vorteile für 
Betriebe“ und „persönliche Vorteile“ bzw. „Vermö­
gensvorteile“ sind nicht identisch. Das bedeutet, daß 
die ungerechtfertigte Zuführung zum Betriebsprämien­
fonds oder zu anderen Fonds (z. B. in einer Genossen­
schaft) nicht ohne weiteres gleichbedeutend ist mit der 
Erlangung von persönlichen Vorteilen bzw. Vermö­
gensvorteilen für den Täter oder andere Personen i. S. 
der betreffenden Tatbestände. Deshalb muß exakt der 
Nachweis geführt werden, ob durch die Falschmeldung 
und Vorteilserschleichung für den Betrieb auch ein 
persönlicher Vermögensvorteil angestrebt bzw. erreicht 
wurde. Ferner ist zu beachten, daß die Vollendung der 
Straftat nach §171 StGB nicht verlangt, daß der wirt­
schaftliche Vorteil dem Betrieb bereits zugute gekom­
men ist. Die Worte „um zu erwirken“ kennzeichnen 
nur eine vom Tatbestand geforderte Zielsetzung des 
Täters. Die Straftat ist mit der wider besseres Wissen 
erfolgten Abgabe der falschen Meldung vollendet. 
Allerdings muß der erreichte oder angestrebte wirt­
schaftliche Vorteil exakt nachgewiesen werden, und 
es muß auch zwischen diesem und der abgegebenen 
Falschmeldung Kausalzusammenhang bestehen.
Nicht in jedem Fall stellen die ‘durch die' Falschmel­
dung erschlichenen Mittel einen wirtschaftlichen Vor­
teil für den Betrieb dar. So führt das Oberste Gericht 
in seinem Urteil vom 28. Januar 1969 — 2 Ust 23/69 — 
(unveröffentlicht) u. a. aus: „Erwirkt ein LPG-Vorsit- 
zender durch unrichtige Angaben gegenüber der Bank

/S/ Vgl. OG, Urteil vom 20. Januar 1972 - 2 Ust 42/71 - (NJ 1972 
S. 393 ff.).

für Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft einen 
ungerechtfertigten Bestandskredit zur Finanzierung 
einer nicht erwirtschafteten Jahresendauszahlung, so 
erstrebt er mit dem gewünschten Kredit für die Ge­
nossenschaft keinen wirtschaftlichen Vorteil i. S. des 
§ 171 Ziff. 3 StGB. Ihr wird dadurch vielmehr ein 
wirtschaftlicher Schaden zugefügt, der unter dem Ge­
sichtspunkt des § 165 StGB zu prüfen ist.“
Im Unterschied zu § 171 Ziff. 3 StGB, in dem nur das 
Anstreben eines erheblichen ungerechtfertigten wirt­
schaftlichen Vorteils mittels der Falschmeldung unter 
Strafe gestellt wird, muß bei vollendetem Vertrauens­
mißbrauch der erhebliche persönliche Vorteil vom 
Täter oder von anderen e r l a n g t  worden sein; ande­
renfalls könnte bei Erfüllung der anderen Tatbestands­
merkmale lediglich ein versuchter Vertrauensmiß­
brauch vorliegen.
Falschmeldung und Vorteilserschleichung in Tateinheit 
mit versuchtem Vertrauensmißbrauch bzw. versuchtem 
Betrug ist möglich, wenn die Falschmeldung dem zu­
ständigen Staats- oder Wirtschaftsorgan vorgelegt 
wurde, die .ungerechtfertigte Zuführung zu den be­
trieblichen Fonds, insbesondere zum Betriebsprämien­
fonds, aber noch nicht erfolgt ist, weil z. B. die Falsch­
meldung vor der Zahlung der Mittel an den Betrieb 
entdeckt wurde.
In Tateinheit mit versuchtem Vertrauensmißbrauch 
und vollendetem Betrug kann die Falschmeldung und 
Vorteilserschleichung auftreten, wenn z. B. die Staats­
oder Wirtschaftsorgane die Zuführung zu den betrieb­
lichen Fonds bereits vorgenommen oder gestattet ha­
ben oder wenn die Zuführung der Preiszuschläge sowie 
der staatlichen Normativzuschläge bereits erfolgt ist, 
weil damit dem sozialistischen Eigentum anderweitig 
ein Schaden zugefügt wurde und auch ein Vermögens­
vorteil für andere, nämlich das Betriebskollektiv, ein­
getreten ist. Wurde mit der Aufteilung und Auszah­
lung der dem Betrieb bzw. dem Betriebsprämienfonds 
zugeflossenen Mittel aber noch nicht begonnen, dann 
liegt hinsichtlich des Vertrauensmißbrauchs nur Ver­
such vor, denn dem Betrieb wurde noch kein bedeu­
tender wirtschaftlicher Schaden zugefügt, und der Täter 
hat auch noch keine erheblichen persönlichen Vorteile 
für sich oder andere erlangt.
Ist es nicht nur zu einer ungerechtfertigten Erhöhung 
des Betriebsprämienfonds, sondern auch zur Auszah­
lung überhöhter Prämien gekommen, dann liegt neben 
dem vollendeten Betrug auch ein vollendeter Ver­
trauensmißbrauch vor, soweit die Täter der Falschmel­
dung auch Subjekt des Vertrauensmißbrauchs sind. Der 
Umfang des Vertrauensmißbrauchs richtet sich nach 
dem erhöhten Teil des Betriebsprämienfonds, der in 
Anspruch genommen wurde. Es ist also möglich, daß 
teilweise vollendeter und teilweise versuchter Ver­
trauensmißbrauch gegeben ist.
Ist es zur Auszahlung der ungerechtfertigten Prämien­
teile und damit zur Verwendung der durch die Falsch­
meldung erschlichenen Mittel gekommen, dann ist zu 
prüfen, ob Tateinheit oder Tatmehrheit mit Ver­
trauensmißbrauch oder Betrug besteht. Im Falle der 
Nichtauszahlung begeht der Täter nur eine Handlung, 
nämlich eine Täuschung oder Falschmeldung. Dann 
liegt Tateinheit vor. Anders ist es im Falle der Ver­
wendung der dem Betrieb ungerechtfertigt zugeflosse­
nen Mittel durch Auszahlung an die Täter bzw. andere 
Werktätige des Betriebes. Hier liegt Tatmehrheit vor, 
weil durch mehrere Handlungen (Vorteilserschleichung 
für den Betrieb und Erlangung erheblicher persönlicher 
Vorteile) verschiedene Strafrechtsnormen verletzt wur­
den.
Bei der Anwendung der §§ 165 und 159 StGB ist 
schließlich folgendes zu beachten: Im Unterschied zum
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